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Vorwort

Durch die Unterzeichnung des Vertrags von Nizza wird ein Schlussstrich unter
die am 14. Februar 2000 eröffnete Regierungskonferenz gezogen. Sie hatte zum
Ziel, die Funktionsweise der europäischen Organe und Einrichtungen so anzupassen,
dass sie neue Mitgliedstaaten aufzunehmen in der Lage sein würden. Dieser neue
Vertrag öffnet damit die Tür für die umfassendste Erweiterung, die sich die Union
jemals vorgenommen hat – sie stellt dauerhaften Frieden sowie Stabilität und
Wohlstand für sämtliche demokratischen europäischen Staaten in Aussicht.

Damit jedermann über das Ergebnis der Verhandlungen und über den Inhalt
des Vertrags von Nizza Bescheid weiß, beschreibt dieser Wegweiser für den 
europäischen Bürger kurz und knapp die Organe und Einrichtungen der Union und
ihre Grundaufgaben. Er gibt an, was sich für alle durch den neuen Vertrag geändert
hat. Außerdem stellt der Wegweiser die zusätzlichen Fortschritte auf bestimmten
Gebieten dar – zum Beispiel Verbesserungen bei der verstärkten Zusammenarbeit
und eine neue Verfügungsformel, mit der gewährleistet werden soll, dass sämtliche
Mitgliedstaaten der Union die Grundrechte achten. 

Der Vertrag von Nizza ist nur ein Schritt auf einem langen Weg. Wie wird die
Europäische Union von morgen mit fast 30 Mitgliedstaaten aussehen? Dies steht
keineswegs fest, und die Zukunft Europas muss von seinen Völkern mitgestaltet
werden. In Nizza haben die Staats- und Regierungschefs den Wunsch geäußert, dass
darüber eine umfassende, grundlegende Debatte geführt werden sollte. Dabei müs-
sen die europäischen Bürger ganz weitgehend einbezogen werden, damit sie über
den Vertrag von Nizza hinaus ihre Erwartungen und Hoffnungen besser zum
Ausdruck bringen können.

Romano Prodi
Präsident 
der Europäischen Kommission

Michel Barnier
Mitglied der Europäischen
Kommission, zuständig für

Regionalpolitik und die Reform
der Institutionen
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Mit dem Vertrag von Nizza sind die Vorbereitungen zur Erweiterung der
Europäischen Union in Richtung Mittel-, Ost- und Südeuropa und auf die balti-
schen Staaten in eine neue Phase getreten. Der Vertrag, der die bestehenden
Verträge ändert, tritt in Kraft, sobald er von allen Mitgliedstaaten ratifiziert ist.
Die Ratifizierung erfolgt entweder durch die nationalen Parlamente oder per
Volksabstimmung.

Zusammensetzung und Funktionsweise der europäischen Organe und
Einrichtungen haben ihren Ursprung in den 50er-Jahren, als die Union lediglich
sechs Mitglieder zählte (Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg
und die Niederlande). Seither wurde die Union viermal erweitert. Heute gehö-
ren ihr 15 Staaten an (die sechs Gründerstaaten plus Dänemark, Irland,
Vereinigtes Königreich, Griechenland, Spanien, Portugal, Österreich, Finnland
und Schweden). Abgesehen von der Direktwahl der Abgeordneten zum
Europäischen Parlament, die 1979 eingeführt wurde, hat es jedoch seit
Gründung der Europäischen Gemeinschaft keine größer angelegte institutionel-
le Reform gegeben.

Heute führen zwölf Staaten mit der Union Beitrittsverhandlungen
(Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Rumänien, Slowakei,
Slowenien, Tschechische Republik, Ungarn und Zypern). Auch die Türkei wurde
als potenzielles Beitrittsland anerkannt.

Die Regierungskonferenz, auf der die am 11. Dezember 2000 auf dem
Europäischen Rat von Nizza beschlossene Änderung der Verträge vorbereitet
wurde, stand vor einer schwierigen Aufgabe: Wie kann Europa auch mit nahe-
zu der doppelten Anzahl von Mitgliedstaaten noch handlungsfähig bleiben, so
lautete die Frage. Die eigentliche Herausforderung der Regierungskonferenz
bestand darin, die nötigen Verbesserungen am derzeitigen institutionellen
Rahmen anzubringen.
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Was
bringt uns der Vertrag von Nizza?



Wie
kam es zu der Vertragsänderung?

Die Verträge, auf denen die Union beruht, können durch eine
Regierungskonferenz geändert werden. Die aus Regierungsvertretern der
Mitgliedstaaten gebildete Konferenz hat die Aufgabe, einvernehmlich festzu-
legen, in welchen Punkten die Verträge geändert werden sollen.

Die letzte Regierungskonferenz wurde am 14. Februar 2000 eröffnet und
mündete anlässlich des Europäischen Rates von Nizza (7.-11. Dezember 2000)
in einer Übereinkunft.

Wie bei der letzten Regierungskonferenz (an deren Ende der Vertrag von
Amsterdam stand) erfolgten die Vorarbeiten im Rahmen einer Arbeitsgruppe,
die sich aus Regierungsbeauftragten der Mitgliedstaaten und
Kommissionsvertretern zusammensetzte. An den Sitzungen der Gruppe nah-
men auch zwei Mitglieder des Europäischen Parlaments teil.

Wiederholt fanden auch Treffen der Außenminister der einzelnen
Mitgliedstaaten statt, an denen die Kommission ebenfalls beteiligt war.

Beschlossen wurden die Vertragsänderungen letztlich vom Europäischen Rat,
der sich aus den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten zusammen-
setzt. An diesem Treffen nahm auch der Präsident der Europäischen
Kommission teil.

Einige Wochen nach der Übereinkunft (am 26. Februar 2001) wird der Vertrag
von den Staats- und Regierungschefs der Mitgliedstaaten unterzeichnet.

Hierauf erfolgt die Ratifizierung des Vertrags in den einzelnen Mitgliedstaaten
gemäß den jeweils geltenden verfassungsrechtlichen Vorschriften (d. h. durch
das Parlament und/oder per Volksabstimmung). Dieser Prozess kann mehrere
Monate in Anspruch nehmen.

Erst nach dieser Ratifizierung tritt der neue Vertrag in Kraft.
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Welche Aufgabe obliegt den Organen und
Einrichtungen der Union?

Welche wichtigen institutionellen Reformen sind
im Vertrag von Nizza vorgesehen?

Die Europäische Union verfügt über fünf Organe: das Europäische
Parlament, den Rat, die Kommission, den Gerichtshof und den Rechnungshof.

Daneben gibt es zwei weitere Gemeinschaftseinrichtungen, die beraten-
de Funktion haben: den Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss
der Regionen. Im Bereich der Wirtschafts- und Währungspolitik fällt der
Europäischen Zentralbank (EZB) eine wichtige Rolle zu.

Der Europäische Rat, in dem die Staats- und Regierungschefs sowie der
Kommissionspräsident gemeinsam mindestens zweimal jährlich tagen, ist ein
politisches Gremium, das der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen
Impulse geben und die allgemeine politische Marschroute festlegen soll.

Die Union darf nur im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Beschlüsse fassen.
Die Zuständigkeiten sind in den Verträgen festgelegt, die von den
Mitgliedstaaten mittels Volksabstimmung oder auf parlamentarischem Wege
ratifiziert wurden.

Für die Beschlussfassung in den verschiedenen vertraglich vorgesehenen
Zuständigkeitsbereichen gelten nicht immer die gleichen Verfahrensabläufe. Die
beiden wichtigsten Verfahren seien hier in stark vereinfachter Form skizziert:

Wie kommen die Beschlüsse im
vereinten Europa zustande?



Beim „Mitentscheidungsverfahren”, das beispielsweise für Beschlüsse in
den Bereichen Binnenmarkt, Verkehr, Umwelt und Forschung gilt, verläuft der
Entscheidungsprozess wie folgt: Zunächst wird von der Kommission – häufig
nach Anhörung der betroffenen Kreise – ein Vorschlag unterbreitet.
Gegebenenfalls werden auch der Ausschuss der Regionen und/oder der
Wirtschafts- und Sozialausschuss angehört. Die Vorlage gilt als angenommen,
wenn sie sowohl die Zustimmung des Europäischen Parlaments erhält als auch
vom Rat mit qualifizierter Mehrheit gebilligt wird.

Beim so genannten „Konsultationsverfahren” legt die Kommission einen
Vorschlag vor, zu dem das Europäische Parlament, der Wirtschafts- und
Sozialausschuss und der Ausschuss der Regionen gehört werden. Der Rat
beschließt anschließend entweder mit qualifizierter Mehrheit (z. B. im Bereich
der Landwirtschaft) oder einstimmig (z. B. im Bereich des Steuerwesens).
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Das Europäische
Parlament

Aufgabe

Das Europäische Parlament (EP) ist das Vertretungsorgan der Bürger der
einzelnen Mitgliedstaaten. In zahlreichen Bereichen übernimmt das Parlament
die Rolle eines Mitgesetzgebers (neben dem Rat). Es fungiert gemeinsam mit
dem Rat als Haushaltsbehörde. Außerdem übt es die politische Kontrolle über
die Kommission aus.

Die Sitzordnung im Europäischen Parlament, dessen Repräsentanten seit
1979 direkt gewählt werden, richtet sich nicht nach der Länder-, sondern nach
der Fraktionszugehörigkeit.

PPE/DE
232 

PSE
181 

ELDR
52 

Verts/
ALE
 46 GUE/

NGL
 42

TDI
 19

NI
 8

UEN
 30

EDD
 16

http://www.europarl.eu.int

Aufteilung der Abgeordneten nach Fraktionen

Quelle: Europäisches Parlament, 23. März 2000.
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Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

Der Vertrag von Nizza hat die Rolle des Europäischen Parlaments als
Mitgesetzgeber gestärkt.

Im Vertrag von Nizza findet sich jetzt auch eine Rechtsgrundlage, die es
dem Rat ermöglicht, den Status der europäischen politischen Parteien und insbe-
sondere deren Finanzierungsmodalitäten festzulegen.

Im Hinblick auf die bevorstehende Erweiterung der Union wurde im Vertrag
von Nizza die Zahl der europäischen Abgeordneten auf maximal 732 begrenzt.
Auch die zukünftige Sitzverteilung zwischen Mitgliedstaaten und
Beitrittskandidaten (ab den nächsten Wahlen zum Europäischen Parlament, siehe
nachstehende Übersicht) wurde geregelt. Die Abgeordneten der Beitrittsländer
werden selbstverständlich erst vom Augenblick des Beitritts des betreffenden
Landes zur Union an im Europäischen Parlament vertreten sein.

Übersicht über die Sitzverteilung im EP
nach Mitgliedstaaten und Beitrittskandidaten

Mitgliedstaaten Beitrittskandidaten

Belgien 22 Bulgarien 17

Dänemark 13 Estland 6

Deutschland 99 Lettland 8

Griechenland 22 Litauen 12

Spanien 50 Malta 5

Frankreich 72 Polen 50

Irland 12 Rumänien 33

Italien 72 Slowakei 13

Luxemburg 6 Slowenien 7

Niederlande 25 Tschechische Republik 20

Österreich 17 Ungarn 20

Portugal 22 Zypern 6

Finnland 13

Schweden 18

Vereinigtes Königreich 72



9

Der Rat

Aufgabe

Im Rat sind die Regierungen der Mitgliedstaaten repräsentiert. Er teilt sich
mit dem Europäischen Parlament die Gesetzgebungs- und Haushaltsbefugnis.
Im Bereich der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik sowie bei der poli-
zeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen ist er das wichtigste
Entscheidungsorgan. Der Rat wird aus den zuständigen Ministern der einzelnen
Staaten gebildet (so kommen z. B. bei allen Beschlüssen, die die gemeinsame
Agrarpolitik betreffen, die Landwirtschaftsminister der einzelnen Mit-
gliedstaaten im Rat zusammen). Den Vorsitz führt der Minister desjenigen Mit-
gliedstaates, der zu dieser Zeit die Präsidentschaft innehat. Der Vorsitz im Rat
wird von den Mitgliedstaaten turnusgemäß für je sechs Monate wahrgenom-
men (im Jahr 2001 von Schweden und Belgien, im Jahr 2002 von Spanien und
Dänemark).

Wie fasst der Rat seine Beschlüsse?

Je nachdem, was die Verträge für den  Einzelfall vorsehen, beschließt der
Rat einstimmig, mit qualifizierter Mehrheit oder mit einfacher Mehrheit (bei
Verfahrensfragen).

Einstimmigkeit, d. h. die Zustimmung (oder Enthaltung) aller Mit-
gliedstaaten, wird derzeit bei Beschlüssen in für die Entwicklung der Union wich-
tigen Bereichen verlangt, etwa im Bereich der Gemeinsamen Außen- und
Sicherheitspolitik, der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in
Strafsachen, der Asyl- und Einwanderungspolitik, in Fragen des wirtschaftlichen
und sozialen Zusammenhalts, der Steuerpolitik u. a. De facto verfügt damit jeder
Mitgliedstaat auf diesen Gebieten über ein Vetorecht.

In den wichtigsten Politikfeldern der Union, wie z. B. Vollendung des
Binnenmarktes, ist die Beschlussfassung mit qualifizierter Mehrheit inzwischen
die Regel. Zu diesem Zweck wurde jedem Mitgliedstaat eine bestimmte Anzahl

http://ue.eu.int
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von Stimmen zuerkannt („Stimmengewichtung”). Dahinter steht der Gedanke,
dass die Mitgliedstaaten zwar als Mitglieder der Union alle gleichberechtigt sind,
aber dennoch unterschiedliche Bevölkerungszahlen aufweisen. Derzeit liegt die
Gesamtzahl der Stimmen bei 87 (die bevölkerungsreichsten Länder haben
jeweils 10, die bevölkerungsschwächsten jeweils 2 Stimmen). Die qualifizierte
Mehrheit ist bei Erhalt von mindestens 62 Ja-Stimmen (d. h. 71,26 % aller
Stimmen) erreicht.

Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

In einer Union, der künftig an die 30 Mitgliedstaaten angehören werden,
dürfte ein einstimmiger Beschluss sehr schwer zu erreichen sein. Die Union liefe
damit Gefahr, handlungsunfähig zu werden. Die  Reform muss daher die Zahl
der Fälle, in denen ein Mitgliedstaat sein Veto einlegen kann, reduzieren.

Nach der Ratifizierung des Vertrags von Nizza würde in Bezug auf rund
30 Vertragsbestimmungen das Einstimmigkeitsprinzip durch eine Beschluss-
fassung mit qualifizierter Mehrheit ersetzt.

Im Bereich der Gemeinschaftspolitiken sieht der Vertrag von Nizza
rund zehn Bestimmungen vor, die eine Beschlussfassung mit

qualifizierter Mehrheit in Bezug auf das gesamte von der
Vorschrift erfasste Sachgebiet oder zumindest

einen Teil davon ermöglichen. Das gilt 
z. B. für Beschlüsse im Bereich
der justiziellen Zusammenarbeit
in Zivilsachen. Grundsätzlich
kann der Rat jetzt auch bei
Handelsabkommen, die Dienst-
leistungen oder Rechte des 
geistigen Eigentums zum Inhalt
haben, mit qualifizierter
Mehrheit beschließen.

Ferner sollen ab 1. Januar 2005
die Stimmen im Rat neu
gewichtet werden. Die den ein-
zelnen Mitgliedstaaten zuer-
kannte Zahl von Stimmen
wurde geändert. Festgesetzt
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wurde auch, wie viele Stimmen die Bewerberländer nach ihrem Beitritt zur
Union erhalten werden (siehe nachstehende Tabelle).

Künftig ist die qualifizierte Mehrheit erreicht, wenn

— der Beschluss eine bestimmte Anzahl von Stimmen erhält, wobei diese
Stimmenzahl nach jedem Beitritt neu geprüft wird, und wenn

— die Mehrheit der Mitgliedstaaten dem Beschluss zustimmt.

Außerdem kann ein Mitgliedstaat beantragen, dass bei einer
Beschlussfassung des Rates mit qualifizierter Mehrheit überprüft wird, ob diese
Mehrheit mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der Union umfasst. Sollte
diese Bedingung nicht erfüllt sein, kommt der Beschluss nicht zustande.

Übersicht über die Stimmengewichtung
nach Mitgliedstaaten und Beitrittskandidaten

Mitgliedstaaten Beitrittskandidaten

Belgien 12 Bulgarien 10

Dänemark 7 Estland 4

Deutschland 29 Lettland 4

Griechenland 12 Litauen 7

Spanien 27 Malta 3

Frankreich 29 Polen 27

Irland 7 Rumänien 14

Italien 29 Slowakei 7

Luxemburg 4 Slowenien 4

Niederlande 13 Tschechische Republik 12

Österreich 10 Ungarn 12

Portugal 12 Zypern 4

Finnland 7

Schweden 10

Vereinigtes Königreich 29



Verstärkte
Zusammenarbeit: ein Weg,
um weitere Fortschritte zu erzielen

Der Vertrag von Amsterdam sah vor, dass die Mitgliedstaaten innerhalb
des einheitlichen institutionellen Rahmens ihre Zusammenarbeit verstär-
ken können, wenn diese Zusammenarbeit dem Interesse der Union dient,
auch wenn nicht alle Mitgliedstaaten bereit oder imstande sind, sich
unmittelbar hieran zu beteiligen, wobei es ihnen allerdings freisteht, zu
einem späteren Zeitpunkt zum Kreis der verstärkt kooperierenden
Staaten hinzuzustoßen. Die verstärkte Zusammenarbeit war jedoch an
strikte Bedingungen geknüpft, die deren praktische Umsetzung erheblich
beeinträchtigten.

Um die Chancen für eine verstärkte Zusammenarbeit zu verbessern, soll
das bisher in den Verträgen vorgesehene Vetorecht eines jeden
Mitgliedstaats gegen eine solche verstärkte Zusammenarbeit abgeschafft
werden. Der Vertrag von Nizza sieht vor, dass für die Begründung einer
verstärkten Zusammenarbeit eine Mindestzahl von acht Mitgliedstaaten
erforderlich ist und dass die Zusammenarbeit auch im Bereich der
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) erfolgen kann,
wobei der Verteidigungsbereich allerdings ausgespart bleibt. Er stellt
sicher, dass sich die Zusammenarbeit im Rahmen der Union bewegt, die
Zuständigkeiten der Gemeinschaftsorgane beachtet werden und den
Mitgliedstaaten, die sich nicht sofort an einer verstärkten
Zusammenarbeit beteiligen, die Möglichkeit gegeben wird, sich ihr jeder-
zeit anzuschließen.
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Die Kommission 

Aufgabe

Die Kommission ist ein unabhängiges Organ, das die gemeinsamen euro-
päischen Interessen gegenüber den Mitgliedstaaten vertritt. Sie ist der Motor
des gesetzgeberischen Prozesses: Von ihr werden die Rechtsakte vorgeschlagen,
die anschließend dem Europäischen Parlament und dem Rat zur
Beschlussfassung vorgelegt werden.

Sie sorgt ferner für die Umsetzung der gemeinsamen Politik in verschie-
denen Bereichen (z. B. für die Umsetzung der Gemeinsamen Agrarpolitik), führt
den Haushaltsplan aus und verwaltet die Gemeinschaftsprogramme. Die kon-
krete Durchführung der Gemeinschaftspolitiken und -programme erfolgt in
enger Zusammenarbeit mit den Verwaltungen der Mitgliedstaaten.

Die Kommission vertritt die Gemeinschaft auch nach außen hin, z. B. bei
Verhandlungen auf internationaler Ebene (etwa im Rahmen der
Welthandelsorganisation). Als Hüterin der Verträge sorgt die Kommission für die
ordnungsgemäße Anwendung der Vertragsbestimmungen und der von den
Organen der Union getroffenen Beschlüsse (z. B. im Bereich Wettbewerb).

http://europa.eu.int



Die Mitglieder der Kommission sind als Kollegium gegenüber dem
Europäischen Parlament rechenschaftspflichtig. Sie treffen ihre Beschlüsse mit
einfacher Mehrheit.

Bisher stellten die bevölkerungsreichsten Mitgliedstaaten je zwei Kom-
missionsmitglieder und die übrigen Mitgliedstaaten je ein Kommissionsmitglied.

Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

Würde das bisherige System auch nach dem Beitritt der zwölf Staaten,
mit denen derzeit Beitrittsverhandlungen geführt werden, beibehalten, hätte die
Kommission 33 Mitglieder. Gemessen an ihren Anfängen hätte sich die Zahl
ihrer Mitglieder damit nahezu vervierfacht.

Der Vertrag von Nizza sieht vor, dass jeder Mitgliedstaat ab dem Jahr
2005 nur noch ein Kommissionsmitglied stellt. Mit dem Beitritt des 27.
Mitgliedstaats wird die Zahl der Kommissare begrenzt. Die genaue
Mitgliederzahl wird dann vom Rat einstimmig festgesetzt (sie muss unter 27 lie-
gen). Um die Gleichbehandlung aller Mitgliedstaaten zu gewährleisten, wird ein
Rotationssystem eingeführt, nach dem sich die Nationalität der
Kommissionsmitglieder bestimmt.

Der Vertrag von Nizza wird zudem die Befugnisse des Kom-
missionspräsidenten stärken. Bei einem Kollegium mit mehr als 20 Mitgliedern
ist eine solche Maßnahme im Interesse eines geschlossenen Handelns unerläss-
lich. Der Kommissionspräsident entscheidet über die Ressortverteilung; er hat
dabei die Möglichkeit, die Zuständigkeiten im Laufe seiner Amtszeit neu zu ver-
teilen. Mit Zustimmung des Kollegiums kann er einen Kommissar zum Rücktritt
auffordern.
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Der Gerichtshof

Aufgabe

Der Gerichtshof sorgt für die
Einhaltung des Gemeinschafts-
rechts. Zu seinen Zuständigkeiten
gehören Rechtsstreitigkeiten zwi-
schen den Mitgliedstaaten, Streit-
fälle zwischen der Union und den
Mitgliedstaaten, zwischen den Organen und Einrichtungen der Europäischen
Union sowie zwischen Einzelpersonen und der Union. Außerdem können sich
nationale Richter im Rahmen eines vor einem nationalen Gericht anhängigen
Verfahrens bei Auslegungsproblemen im Zusammenhang mit dem
Gemeinschaftsrecht an den Gerichtshof wenden. Auf diese Weise wird sicher-
gestellt, dass das Gemeinschaftsrecht überall in der Union einheitlich ausgelegt
wird. 1989 wurde dem Gerichtshof ein Gericht erster Instanz zur Seite gestellt,
das bestimmte der dem Gerichtshof übertragenen Kompetenzen wahrnimmt.

Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

Schon jetzt ist der Gerichtshof überlastet, und mit dem Beitritt neuer
Länder zur Union wird die Zahl der Streitsachen zweifellos noch ansteigen. Diese
Arbeitsüberlastung schlägt sich in einer übermäßig langen Verfahrensdauer nie-
der. Diese Situation gefährdet die Funktionsfähigkeit der Gemeinschaft und ist
für den Rechtsuchenden unbefriedigend.

Um die Arbeit des Gerichtshof zu erleichtern, bemüht sich der Vertrag
von Nizza um eine bessere Aufteilung der Zuständigkeiten zwischen Gerichtshof
und Gericht erster Instanz. Vorgesehen ist auch die Einrichtung besonderer
Kammern, die sich ausschließlich mit einem Rechtsgebiet (z. B. europäisches
Beamtenrecht) befassen. Auch in einer erweiterten Union sollen dem
Gerichtshof wie bisher ebenso viele Richter, wie es Mitgliedstaaten gibt, ange-
hören. Außerdem soll die Vollsitzung, an der alle Richter teilnehmen, weitge-
hend durch eine aus 13 Richtern bestehende große Kammer abgelöst werden.

http://curia.eu.int



Der Rechnungshof

Aufgabe

Der Rechnungshof ist für
die Rechnungsprüfung der
Gemeinschaft zuständig; er prüft
die Rechtmäßigkeit und Ord-
nungsgemäßheit der Einnahmen
und Ausgaben des Gemeinschaftshaushalts und überzeugt sich von der
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung. Derzeit hat der Rechnungshof 
15 Mitglieder, die vom Rat einstimmig auf sechs Jahre ernannt werden, wobei
die Amtszeit verlängert werden kann. Die Mitglieder leiten die Prüfungsarbeit
des Rechnungshofs und erstellen Berichte und Stellungnahmen.

Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

Im Vertrag von Nizza ist festgelegt, dass dem Rechnungshof weiterhin ein
Vertreter pro Mitgliedstaat angehören wird. Die Mitglieder werden vom Rat
nicht mehr wie bisher einstimmig, sondern mit qualifizierter Mehrheit für die
Dauer von sechs Jahren ernannt. Für die Annahme bestimmter Arten von
Berichten oder Stellungnahmen sollen Kammern eingerichtet werden. Der
Europäische Rechnungshof und die Rechnungshöfe der Mitgliedstaaten werden
aufgefordert, ihre Zusammenarbeit zu verbessern. Zu diesem Zweck soll vom
Präsidenten des Rechnungshofs ein Kontaktausschuss eingesetzt werden, dem
die Präsidenten der einzelstaatlichen Rechnungshöfe angehören.
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Der Wirtschafts- 
und Sozial-
ausschuss 

Aufgabe

Der Wirtschafts- und Sozialausschuss (WSA), dem Vertreter der verschie-
denen wirtschaftlichen und sozialen Interessengruppen angehören, hat eine
beratende Funktion, die er im Wege über an die EU-Organe gerichtete
Stellungnahmen, insbesondere im Rahmen des Rechtsetzungsverfahrens, wahr-
nimmt. Der Ausschuss zählt derzeit 222 Mitglieder (zwischen 6 und 24
Mitgliedern pro Mitgliedstaat je nach Größe des Landes).

Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

Der Vertrag sieht vor, dass dem Ausschuss Vertreter der verschiedenen
Bereiche der organisierten Bürgergesellschaft angehören müssen. Es wurde eine
maximale Mitgliederzahl von 350 festgesetzt, so dass die derzeitigen
Mitgliedstaaten ihre jetzige Mitgliederzahl beibehalten können.

http://www.ces.eu.int

Land    Mitglieder

Deutschland 24
Frankreich 24
Italien 24
Vereinigtes Königreich 24
Polen 21
Spanien 21
Rumänien 15
Belgien 12
Bulgarien 12
Griechenland 12
Niederlande 12
Österreich 12
Portugal 12
Schweden 12

Land    Mitglieder

Tschechische Republik 12
Ungarn 12
Dänemark 9
Finnland 9
Irland 9
Litauen 9
Slowakei 9
Estland 7
Lettland 7
Slowenien 7
Luxemburg 6
Zypern 6
Malta 5

Insgesamt 344



Der Ausschuss der
Regionen

Aufgabe

Der Ausschuss der Regionen, der ebenfalls beratende Funktion hat, setzt
sich aus Vertretern der regionalen und kommunalen Gebietskörperschaften
zusammen. Er vertritt die Interessen der Regionen auf europäischer Ebene. Seine
Zusammensetzung entspricht der des Wirtschafts- und Sozialausschusses.

Was ändert sich mit dem Vertrag von Nizza?

Im Hinblick auf die Erweiterung der Union wurde eine maximale
Mitgliederzahl von 350 festgesetzt. Der Vertrag von Nizza verlangt von den
Ausschussmitgliedern ferner, dass sie die Legitimation zur Vertretung der
Gebietskörperschaften aus einem Wählerauftrag beziehen.
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Der in Amsterdam geänderte Vertrag über die Europäische Union sieht
vor, dass die Union die Grundrechte wahrt, wie sie in der am 4. November 1950
in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus
den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten herleiten.
Der Vertrag von Amsterdam gibt dem Rat die Möglichkeit, bei einer schwer-
wiegenden und anhaltenden Verletzung Sanktionen gegen einen Mitgliedstaat
zu verhängen (in Form der Aussetzung bestimmter Rechte, die sich aus der
Anwendung des Vertrags herleiten, einschließlich der Stimmrechte), trifft aber
keine Vorkehrungen, um einer etwaigen Verletzung der Grundrechte vorzubeu-
gen.

Gemäß dem Vertrag von Nizza kann der Rat mit einer Vier-Fünftel-
Mehrheit nach Zustimmung des Europäischen Parlaments und nach Anhörung
des betroffenen Mitgliedstaates feststellen, dass die eindeutige Gefahr einer
schwerwiegenden Verletzung der Grundrechte oder der Grundfreiheiten, auf die
sich die Union stützt, durch einen Mitgliedstaat besteht. Der Rat kann an diesen
Mitgliedstaat geeignete Empfehlungen richten. Er wird auf Vorschlag eines
Drittels der Mitgliedstaaten, der Kommission oder des Europäischen Parlaments
tätig.

Die demokratischen Werte



Dem Vertrag von Nizza wurde eine „Erklärung zur Zukunft der Union”
beigefügt. Mit der Reform von Nizza wurde das institutionelle Gefüge der Union
auf die Erweiterung vorbereitet, doch scheint eine eingehendere und breiter
angelegte Debatte über die künftige Entwicklung der Europäischen Union ange-
zeigt. Zu diesem Zweck werden die beiden Länder, die 2001 den Ratsvorsitz in
der Union innehaben, in Zusammenarbeit mit der Kommission und unter
Mitwirkung des Europäischen Parlaments das Gespräch mit nationalen
Abgeordneten, Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Hochschule, Repräsen-
tanten der europäischen Bürgergesellschaft und den Beitrittsländern suchen.

Auf der Grundlage eines Berichts für den Europäischen Rat im Juni 2001
(unter schwedischem Vorsitz) wird der Europäische Rat im Dezember 2001
(unter belgischem Vorsitz) darüber entscheiden, wie dieser Denkprozess fortge-
setzt werden soll.

Im Rahmen dieses Prozesses sollen folgende Themen
angeschnitten werden:

— Vereinfachung der Verträge (Zusammenfassung der Kernbestim-
mungen der vier Verträge in einem einzigen Vertrag, der klarer formuliert und
für den Bürger lesbarer sein muss);

— Abgrenzung der Zuständigkeiten (wer macht was in der Europäischen
Union, welche Kompetenzen sollten auf welcher Ebene – Union oder
Mitgliedstaaten – wahrgenommen werden, auf welche Weise lässt sich errei-
chen, dass die verschiedenen Ebenen legislativen und administrativen Handelns
stärker Hand in Hand arbeiten usw.);

— der Status der in Nizza proklamierten Charta der Grundrechte der
Europäischen Union in den Verträgen;

— die Rolle der nationalen Parlamente in der Architektur Europas.
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Nach Beendigung dieser Vorarbeiten wird im Jahre 2004 erneut eine
Regierungskonferenz einberufen, die sich mit diesen Fragen und der Frage nach
etwaigen erforderlichen Vertragsänderungen befassen soll. Die Regierungs-
konferenz darf jedoch auf keinen Fall neue Hindernisse für die Erweiterung der
Union aufbauen. Die Beitrittsländer, mit denen die Beitrittsverhandlungen zu
diesem Zeitpunkt bereits abgeschlossen sind, werden zu der Konferenz eingela-
den, die Übrigen erhalten einen Beobachterstatus.

In Nizza wurde eine Charta der Grundrechte der Europäischen Union
proklamiert. Darin sind bestimmte bürgerliche, politische, wirtschaftliche,
soziale und gesellschaftliche Rechte der europäischen Bürger verankert,
die unter sechs Oberbegriffen zusammengefasst wurden: Würde des
Menschen, Freiheiten, Gleichheit, Solidarität, Bürgerrechte und justizielle
Rechte. Sie basieren hauptsächlich auf den in der europäischen Kon-
vention zum Schutze der Menschenrechte verankerten Rechten und
Grundfreiheiten sowie auf den Verfassungsüberlieferungen der Mitglied-
staaten der Europäischen Union.

Näheres zur Charta der Grundrechte findet sich unter der Internet-
Adresse:
http://www.europa.eu.int/comm/justice_home/unit/charte/index_en.html



Mit der Initiative „Dialog über Europa” möchte die Europäische
Kommission die öffentliche Debatte über die Zukunft der Europäischen Union
anregen und fördern.

Wer mehr über den „Dialog über Europa” wissen und eventuell daran
teilnehmen möchte, kann sich unter der folgenden Internet-Anschrift informie-
ren: 

http://europa.eu.int/dialogue
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Nehmen Sie aktiv am  

Dialog über Europa teil
(öffentliche Debatten, Internet-Diskussionsforen usw.) und sagen Sie uns
Ihre Meinung oder diskutieren Sie über folgende Themen:

• Wie sehen Sie die Zukunft Europas?

• Wie sollte die weitere Entwicklung der Europäischen
Union in den kommenden Jahren aussehen?

• Wie kann die Europäische Union an Demokratie
gewinnen?

• Wie wird sich die Erweiterung auf die Europäische
Union auswirken?

• Wie können die Bürger noch stärker in das europäi-
sche Aufbauwerk eingebunden werden?

• In welchen Bereichen müsste Europa besonders auf
den Plan treten? Wo müsste es besonders aktiv 
werden?

• Auf welche Weise macht sich Europa in Ihrem Alltag
bemerkbar?

• Welche Rolle sollte Ihr Land in der Europäischen
Union spielen?
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